
nau den richtigen Beruf gewählt 
hätten. 

Scharfe Kritik der FSG. Bei der 
FSG sieht man das anders: „Das 
Ergebnis bestätigt die extrem 
belastenden Rahmenbedin-
gungen, vor denen wir seit Jah-
ren warnen“, so Auer. „Es sind 
nicht nur Einzelfälle von Über-
forderung innerhalb des Perso-
nals. Arbeiten an und über der 
Belastungsgrenze gehören lei-
der zum Spitalsalltag!“ Auch die 
Patienten seien dadurch „massiv 
gefährdet“.

Es mangle „an allen Ecken und 
Enden an Personal“. Das würde 
auch die hohe Zahl an gesperr-
ten Betten belegen. Auch Au-
er sieht keine schnelle Lösung 
für die Probleme. Es müssten 
nun aber die richtigen Schritte 
gesetzt werden, „um den Kar-
ren aus dem Dreck zu ziehen“. 
Auer fordert vom Land mehr 
Ausbildungsplätze und die Di-
plomausbildung an den Kran-
kenpflegeschulen vorerst beizu-
behalten. Die Ausbildung müsse 
außerdem finanziell attraktiviert 
werden. 

Beim Spitalspersonal orten alle Seiten Handlungsbedarf. Die Befunde 
unterscheiden sich jedoch in ihrer Gravität.� SHUTTERSTOCK

Geldvergaben im 
Sozialbereich geprüft

Der Landes-Rechnungshof 
kontrolliert mit Folgeprü-

fungen regelmäßig, ob Insti-
tutionen seine Empfehlungen 
umgesetzt haben. Am Dienstag 
wurden zwei dieser Evaluie-
rungsberichte zum Sozialbe-
reich veröffentlicht. Beim Sozi-
alfonds, dessen Finanzplanung 
er 2018 geprüft hatte, fand der 
Landes-Rechnungshof zwar 
vier Jahre danach nur knapp 
die Hälfte der Empfehlungen 
umgesetzt. Damit blieb man im 
Vergleich zu anderen geprüf-
ten Stellen unter dem langjäh-
rigen Durchschnitt. Der Lan-
des-Rechnungshof hielt aber 
auch fest, dass die neuen Füh-
rungskräfte bemüht seien, die 
Empfehlungen umzusetzen. 
Auch die Anwesenheitsrate im 
Kuratorium des Sozialfonds 
habe sich deutlich verbessert. 
Eine finanzielle Mehrjahrespla-
nung, wie sie angeregt worden 
war, gibt es aber aus Ressour-
cengründen noch immer nicht. 

Weiterhin Defizite ortet der 
Landes-Rechnungshof bei der 
Leistungssteuerung. So sei es 
nach wie vor nicht gelungen, 
flächendeckend Leistungsver-
träge zu schließen. Das 2019  

im Hinblick auf Sozialfonds-
vergaben geprüfte Institut für 
Sozialdienste (IfS) lag deut-
lich über dem Schnitt, was die 
Umsetzung der Empfehlungen 
des Landes-Rechnungshofes 
betrifft. 83 Prozent wurden be-
reits umgesetzt, der Rest befin-
det sich in Umsetzung. 

Problem bei Leistungsverträgen. 
„Die ifs gGmbH griff sämtliche 
Empfehlungen auf. Dies trug 
zu einer Verbesserung in der 
Zusammenarbeit mit dem Land 
bei“, heißt es zur Folgeprü-
fung. In der Abteilung Soziales 
und Integration im Landhaus 
befänden sich wichtige Emp-
fehlungen aber noch in Um-
setzung. Wiederum fehlt es an 
durchgängigen Produktverein-
barungen und Leistungsverträ-
gen. Es gebe auch abteilungs-
internen Abstimmungsbedarf, 
was Budgetgespräche mit 
geförderten Einrichtungen 
betreffe. Kritisch sieht der 
Landes-Rechnungshof weiters, 
dass Sozialeinrichtungen keine 
Obergrenzen für Rücklagen 
mehr gesetzt, sondern nur 
noch Richtwerte definiert wer-
den. � Moritz Moser 

Der Landes-Rechnungshof findet in zwei Folgeprüfungen 
Lob und Tadel für die Geldvergabe im Sozialbereich.

Das Team von 
Landes-Rech-
nungshofdirek-
torin Brigitte 
Eggler-Bargehr 
prüfte den Sozi-
alfonds und die 
Förderung des 
IfS erneut.
� HARTINGER

SOZIALES

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer vlrpresse01 - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.


